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BAFU Bundesamt für Umwelt
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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Voranschlag

Anfang März 2022 setzte sich der Nationalrat als Erstrat mit dem Nachtrag Ia zum
Voranschlag 2022 auseinander. Die Kommissionssprechenden Anna Giacometti (fdp,
GR) und Heinz Siegenthaler (bdp, BE) stellten dem Rat den Nachtrag vor. 
Es standen drei zusätzliche Covid-19-Kredite in der Höhe von CHF 3.4 Mrd. zur
Debatte, die im Rahmen der Verlängerung zusätzlicher Massnahmen durch das
Parlament während der vierten Revision des Covid-19-Gesetzes beschlossen worden
waren. Unbestritten waren von diesen drei Krediten einzig die CHF 800 Mio. für die
ALV, während zwei Minderheiten Guggisberg (svp, BE) die Kredite für den Erwerbsersatz
(CHF 1.7 Mrd.) und für die kantonalen Härtefallmassnahmen (CHF 900 Mio.) halbieren
wollten. Der Minderheitensprecher begründete die zwei Anträge damit, dass man nicht
«auf Vorrat Ausgaben von Steuergeldern budgetieren» wolle – bereits 2021 habe man
etwa doppelt so viel budgetiert, wie man anschliessend benötigt habe. Aufgrund der
rückläufigen Hospitalisierungen seien diese aktuellen Kredite zu hoch kalkuliert.
Finanzminister Maurer verwies auf den vom Parlament in der vierten Revision des
Covid-19-Gesetzes erteilten Auftrag, welchen der Bundesrat gemäss seinen bisherigen
Erfahrungswerten umgesetzt habe. Er gehe zwar davon aus, dass man Ende Jahr
Kreditreste haben werde, auch eine Kürzung dieser Kredite würde jedoch nicht zu
Einsparungen führen. Mit 136 zu 53 Stimmen und 137 zu 52 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
sprach sich der Nationalrat in der Folge für die vom Bundesrat beantragten Kredite für
den Covid-19-Erwerbsersatz und die Härtefallhilfen aus. 
Bezüglich der CHF 11 Mio. zur Fertigstellung des Neubauprojektes der ETH erinnerte
Kommissionssprecher Siegenthaler daran, dass das Parlament 2013 einen
Verpflichtungskredit über CHF 127 Mio. bewilligt habe. Verzögerungen, Mehraufwände
und Mängel durch das Generalunternehmen hätten Mehrkosten nach sich gezogen,
weshalb zur Fertigstellung eine Erhöhung des Verpflichtungskredits nötig sei, welche
jedoch im ETH-Budget kompensiert werde. Stillschweigend stimmte der Nationalrat
auch diesem Kredit zu. 
Für die meisten Diskussionen sorgte die von der UREK-NR in einem Mitbericht und von
Mike Egger (svp, SG) in einem Minderheitsantrag beantragten CHF 5.7 Mio. zugunsten
von temporären Notschutzmassnahmen gegen den Wolf. Aufgrund der Ablehnung der
Jagdgesetz-Revision im Jahr 2020 fehle die gesetzliche Grundlage zur Regulierung des
Wolfsbestandes, wodurch die Anzahl Wölfe und die Probleme für die Alpwirtschaft stark
angestiegen seien, betonte Egger. Deshalb sollen nun zusätzliche Gelder für Behirtung
und Hütten gutgeheissen werden. Die Kommissionsmehrheit lehnte diese Aufstockung
ab, da die rechtliche Grundlage für die Auszahlung der zusätzlichen Gelder gemäss
Vertretenden des BAFU fehle. Dem widersprach jedoch der Minderheitensprecher:
Weitere Massnahmen seien gesetzlich durchaus möglich, wenn die bisherigen
Massnahmen nicht ausreichten. Finanzminister Maurer erläuterte die zwei Positionen:
Zwar sei, wie vom BAFU erklärt, eine Übernahme zusätzlicher Personalkosten gemäss
Gesetz wohl in der Tat nicht möglich, die temporären Schutzmassnahmen, wie sie die
Minderheit in den Planungsgrössen definierte, seien jedoch zulässig. Dennoch
beantragte der Finanzminister, die Höhe und die Verbuchung dieses Kredites noch
einmal überprüfen zu können. Man werde die «Landwirtschaft dann nicht einfach im
Regen stehen lassen», sondern hier eine sinnvolle Lösung suchen. Mit 101 zu 72
Stimmen (bei 17 Enthaltungen) folgte der Nationalrat jedoch der
Kommissionsminderheit und hiess den zusätzlichen Nachtragskredit sowie die
diesbezüglichen Planungsgrössen gut. Befürwortet wurden diese von der SVP-Fraktion,
Mehrheiten der Mitte- und der Grünen-Fraktion und Minderheiten der FDP.Liberalen-
und der SP-Fraktion.
In der Gesamtabstimmung sprach sich der Nationalrat mit 180 zu 11 Stimmen für den
Nachtrag Ia aus – eine Minderheit der SVP-Fraktion lehnte ihn ab. 1
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1) AB NR, 2022, S. 38 ff.
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